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Warum der Aufwand?
• United States v. Sullivan, 274 U.S. 259 (1927), ist ein Fall des Obersten Gerichtshofs der Vereinigten Staaten, der die

Verfolgung von Kriminellen wegen Einkommensteuerhinterziehung erlaubte.

• In der Tatsache, dass ein Geschäft ungesetzlich ist, erkannten die Richter „keinen Grund dafür, die
Erträge von der Steuer zu befreien“.

• Der Fall diente auch als rechtlicher Test für die Strafverfolgung von Al Capone wegen Steuerhinterziehung durch die
stellvertretende Generalstaatsanwältin Willebrandt (Theorie auf, dass illegal verdientes Einkommen der
Einkommenssteuer unterliegt).

• Die US-Steuerbehörde taxierte den „Umsatz“ auf mehrere Hundert Millionen pro Jahr, von dem sie nun einen Teil
wenigstens gerichtsfest machen konnten. Als sich die Theorie als stichhaltig herausstellte, zog sie 1931 zur Anklage
gegen Capone wegen Steuerhinterziehung von 200.000 US-Dollar.

• Am 24. Oktober 1931 wurde das Strafmaß verkündet: Wegen Steuerhinterziehung im Zusammenhang mit Geldwäsche
wurde Al Capone zu 50.000 US-Dollar Strafe, zusätzlich knapp 8.000 US-Dollar Gerichtskosten und elf Jahren
Freiheitsstrafe verurteilt.

• Das Interesse der Ermittler galt nicht mehr nur den Taten der Gangster, sondern auch ihrem Geld.

• Vieles spricht dafür, dass es Al Capone war, der den Begriff der „Geldwäsche“ hervorgebracht hat. Im Prozess 1931
nach seinem Beruf gefragt, antwortete er: „Ich bin im Wäscherei-Business tätig.“



Warum der Aufwand?
• In aktuellen Wirtschaftswachstumsmodellen gilt Geldwäsche (wie auch Korruption) als einer der langfristigen

und nachhaltigen Wachstumsverhinderer, da Geldwäsche die Glaubwürdigkeit der wirtschaftlichen

Aktivitäten und die Rechtssicherheit (unabhängige Gerichte und Verwaltung, Vertrags- bzw.

Registersicherheit) bei den Marktteilnehmern langfristig erschüttert.

• Der volkswirtschaftliche Schaden entsteht durch die Beeinträchtigung des Wettbewerbs, da Personen mit

Erlösen aus gewaschenem Geld, wenn sie sich als „saubere Investoren“ betätigen, finanziell stärker sind als

ihre Konkurrenten, die die Erlöse erwirtschaften müssen, ohne auf entsprechende „Reserven“ zurückgreifen zu

können.

• Umfang der Geldwäsche ist schwer zu ermitteln:

 Schätzung des Internationalen Währungsfonds aus dem Jahr 1999 sehen mutmaßlich 2 % bis 5 % des globalen Welt-

Bruttoinlandsprodukts aus illegalen Quellen.

 UNODC (Büro der Vereinten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung) schätzt, dass 2 % bis 5

% des globalen Welt-Bruttoinlandsprodukts aus Geldwäschehandlungen stammen (Lagebericht

Geldwäsche 2023).

 Europäische Rechnungshof geht in seinem Sonderbericht „EU-Maßnahmen gegen Geldwäsche im Bankensektor sind

fragmentiert und werden unzulänglich umgesetzt“ aus 2021 von 1,3 % des EU-Bruttoinlandsprodukts und 3 % des

Welt-Bruttoinlandsprodukts aus.



Warum der Aufwand?
• Das weltweit erwirtschaftete Bruttoinlands-produkt

(BIP) bezeichnet den Gesamtwert aller Waren und

Dienstleistungen, die in diesem Jahr hergestellt

wurden.

• Das globale BIP lag im Jahr 2021 bei rund 96,3

Billionen US-Dollar. Die Staaten mit dem größten

Bruttoinlandsprodukt kommen aus dem Kreis der

Industrie- und Schwellenländer.

• 2 % bis 5 % würden einem Geldwäschevolumen

von 1,9 bis 4,8 Billionen US-Dollar entsprechen.

• In Steueroasen hinterlegt schätzt man 8 % des

weltweiten Vermögens, rund 5.900 Mrd. Euro; es

wird vermutet, dass bis zu 75 % davon nicht

ordnungsgemäß versteuert wurden.

Statista: Ranking der 20 Länder mit dem größten Bruttoinlandsprodukt im Jahr 2021
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Aktuelle Entwicklungen beim EU-
Rechtsrahmen
• EU-Geldwäschepaket – Stärkeres und harmonisiertes europäisches Regelwerk zur

Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung

• Verordnung zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung

• Übernimmt großen Teil – in teilweise erweiterter Form – der 4. Geldwäsche-RL

• Unmittelbar anwendbare Vorschriften soll einheitliche Anwendung von Maßnahmen in den Mitgliedstatten erleichtern

• Erweiterung des Anwendungsbereichs ua auf Anbieter von Krypto-Dienstleistungen und Crowdfunding-Dienstleister

• 6. Geldwäsche-Richtlinie

• Formale Aufhebung der 4. Geldwäsche-RL durch die 6. Geldwäsche-RL

• Enthält Regelungen, die sich vorwiegend an die öffentliche Verwaltung richten (bspw nationale und supranationale
Risikoanalyse, Wirtschaftliches Eigentümer Register)

• Verordnung zur Schaffung einer neuen EU-Behörde für die Bekämpfung von Geldwäsche und
Terrorismusfinanzierung

• Überarbeitete Fassung der Geldtransfer-Verordnung



Aktuelle Entwicklungen beim EU-
Rechtsrahmen
• AMLA VO: Schaffung einer neuen EU-Behörde für die Bekämpfung von Geldwäsche und

Terrorismusfinanzierung (supranationale Geldwäschebehörde)

 Einer von vier Rechtsakten des neuen Legislativpaketes der europäischen Kommission (Juli 2021)

 Authority for Anti-Money Laundering and Countering the Financing of Terrorism

• Dezentrale EU-Agentur mit Rechtspersönlichkeit

 Aufnahme Tätigkeit 2024 – direkte Beaufsichtigung 2026

 Indirekte Aufsicht u.a. über den non-financial Sektor – mit Befugnissen gegenüber Aufsichtsbehörden?

 Zusammenarbeit mit nationalen Aufsichtsbehörden

• Expert group on Money Laundering and Terrorist Financing (EGMLTF) errichtet eine Untergruppe zur
Entwicklung des Rahmens für die AMLA für den non-financial Sektor

• PPP „Schutz vor Terrorismusfinanzierung im gemeinnützigen Bereich“

• PPP FINA (Financial Intelligence Network Austria) – Mitglieder dieser PPP beschränken sich auf die
meistmeldenden Verpflichteten (vor allem Finanzinstitute)

• Branchenübergreifende PPP aus derzeitigen Kapazitätsgründen nicht vorhanden.



Aktuelle Entwicklungen bei der 
Rechtsprechung
• EuGH bzgl. Zugang zum Register über wirtschaftliche Eigentümer (C-37/20 und C-601/20)

• Zugang für Allgemeinheit als unzulässig erklärt.

• Zugrundeliegende Bestimmung der EU-GW-RL verstößt gegen das Grundrecht auf Privatsphäre und Datenschutz.

• EuGH zur Anwendung von Sorgfaltspflichten (C-562/20)

• Keine automatische hohe Risikoeinstufung, wenn Kunde eine NGO ist, einer der Angestellten des Kunden Staatsangehöriger

eines Drittlandes mit hohem Korruptionsrisikos (Russland) oder eine Geschäftspartner des Kunden mit einem solchen

Drittland verbunden ist = nur Hinweis auf hohes Risiko, aber risikobasierter GWP-Ansatz (eigene Kanzlei- und

Kundenrisikoanalyse)

• Bewertung und Einholung von Informationen über den Zweck und die Art der Geschäftsbeziehung inkl. laufender

Überwachung – geeignet Unterlagen, die belegen, dass die zwischen Kunden und Dritten geschlossene Geschäftsbeziehung

analysiert wurde und die ermittelten Risiken bei der Anwendung der Sorgfaltspflichten gebührend berücksichtigt hat.

• EuGH verlangt somit nicht, dass Informationen oder Unterlagen über die wesentlichen Geschäftspartner des Kunden und

sonstige relevante Vertragsparteien des Kunden einzuholen sind.



Aktuelle Entwicklungen bei der 
Rechtsprechung
• EuGH zur Anwendung von Sorgfaltspflichten (C-562/20)

• FMA in Rundschreiben Sorgfaltspflichten zur Prävention von GW/T (02/2022): „in Einzelfällen – insb. abhängig vom Risiko des

Kunden bzw. der Transaktion – auch die Einholung von Informationen bzw. gegebenenfalls auch Unterlagen zu wesentlichen

Geschäftspartnern des Kunden und sonstigen relevanten Vertragsparteien des Kunden iSd „Know Your Customer‘s

Customer“ (KYCC) umfasst sein.“ – mE nicht aus dem EuGH-Urteil ableitbar.

• Bestandskunden sind auf Grundlage einer laufenden Risikobeurteilung zu analysieren und gegebenenfalls die Risikoeinstufung

und die Sorgfaltspflichten anzupassen. Ein angemessenes Monitoring muss Risikoveränderungen auch außerhalb der

getroffenen Aktualisierungsintervalle erkennen können.

• In Bezug auf Veröffentlichung von Sanktionen dürfen nur Informationen veröffentlicht werden, die auch in der Entscheidung

der Aufsichtsbehörde enthalten sind.



Aktuelle Entwicklungen bei der 
Rechtsprechung
• VwGH (Ro 2014/02/0020)

• Soll eine juristische Person mit einem Kreditinstitut in eine dauernde Geschäftsbeziehung treten, ist ihre Identität anhand

"beweiskräftiger Urkunden" festzustellen, die gemäß dem am Sitz der juristischen Person landesüblichen Rechtsstandard

verfügbar sind. Das Kreditinstitut hat daher bei ausländischen Gesellschaften zunächst zu prüfen, welche Dokumente in dem

betreffenden Land zum Nachweis der Existenz der Gesellschaft landesüblich verwendet werden bzw. verfügbar sind. Das wird

in erster Linie ein Auszug aus einem entsprechenden Register sein (vgl. Erläuterungen zu § 40 Abs. 1 BWG 1993, RV 32 BlgNR

XXII. GP). Nur wenn das Kreditinstitut feststellt, dass die landesüblichen Rechtsstandards anderes vorsehen, hat die

Feststellung und Überprüfung der Identität der ausländischen juristischen Person anhand der sonst dafür üblichen Urkunden

zu erfolgen.

• VwGH (2011/17/0336)

• Länger als fünf Jahre abgelaufene Reisepässe stellen keine gültigen Reisedokumente mehr dar, jedoch wird ihnen damit noch

nicht deren Eignung zum Identitätsnachweis genommen. Vielmehr ergibt sich aus dem Umstand, dass länger als fünf Jahre

abgelaufene Reisepässe nicht mehr zu entziehen, vorzulegen oder deren Wiedererlangen nach Verlust zu melden sind, dass sie

der Inhaber behalten darf, diese Dokumente weiterhin von Bedeutung sein können und damit auch als

Identitätsausweis dienen können.

• Risikobasierter Ansatz wird einen Unterschied bei einem EU-Reisepass oder einem Drittlandsreisepass geben.

• EuGH zur Unionsrechtskonformität der Strafbarkeit der Selbstgeldwäsche (C-790/19)



Sorgfaltspflichten
• Auftragsunabhängige GWP-Pflichten

• Kanzleirisikoanalyse (Modul 7)

• Dokumentation der Maßnahmen (Modul 4)

• Geldwäschebeauftrager - besonderen Beauftragten zur Sicherstellung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu

bestellen, wenn dies nach Art und Umfang der Geschäftstätigkeit erforderlich ist.

• Berufsberechtigte haben (soweit angebracht) ein Mitglied des Leitungsorgans zu bestimmen, das für die Einhaltung der

Bestimmungen, die der Verhinderung oder der Bekämpfung der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung dienen, zuständig ist.

• GWP-Dokumentation (mindestens fünf Jahre nach dem letzten Geschäftsfall aufzubewahren)

• Unterlagen, die der Erfüllung von Sorgfaltspflichten gegenüber Auftraggebern dienen,

• Belege und Aufzeichnungen von Transaktionen,

• Unterlagen, die im Zusammenhang mit abgegebenen Verdachtsmeldungen erstellt wurden und

• Unterlagen im Zusammenhang mit der Risikoeinstufung des Auftraggebers.

• Mitarbeiterbestimmungen

• Überprüfung bei der Einstellung

• Mitarbeiterschulungen – Mitarbeiter sind mit den kanzleiinternen GWP-Vorschriften nachweislich vertraut zu machen und in

besonderen Fortbildungsprogrammen zu schulen.

• Hinweisgebersysteme



Sorgfaltspflichten
• Auftragsbezogene Sorgfaltspflichten

• Risikobasierter Basis ist einzuhalten bei

• Begründung eine Geschäftsbeziehung oder

• Ausführung gelegentlicher Transaktionen oder

• Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung, ungeachtet etwaiger Ausnahmeregelungen, Befreiungen oder Schwellenwerte oder

• Zweifel an der Richtigkeit oder Eignung erhaltener Auftraggeberidentifikationsdaten

• Die Sorgfaltspflichten des Berufsberechtigten gegenüber Auftraggebern umfassen:

• die Feststellung und Überprüfung der Identität des Auftraggebers,

• die Feststellung der Identität des wirtschaftlichen Eigentümers und die Ergreifung angemessener Maßnahmen zur Überprüfung seiner Identität,

• die Feststellung und die Überprüfung der Identität des Vertreters eines Auftraggebers sowie die Vergewisserung über das Vorliegen einer aufrechten
Vertretungsbefugnis,

• die Bewertung – und gegebenenfalls Einholung – von Informationen über den Zweck und die angestrebte Art der Geschäftsbeziehung,

• die kontinuierliche Überwachung der Geschäftsbeziehung (erforderlichenfalls auch Prüfung der Mittelherkunft) und die Gewährleistung, dass die betreffenden
Dokumente, Daten oder Informationen auf aktuellem Stand gehalten werden und

• die Einrichtung und Anwendung angemessener Risikomanagementsysteme zum Erkennen politisch exponierter Personen.

• Zeitpunkt der Sorgfaltspflichten

• Grundsätzlich vor Begründung einer Geschäftsbeziehung

• Zu geeigneter Zeit auf bestehende Auftraggeber anzuwenden

• Aber umgehend wenn sich maßgebliche Umstände ändern

• WiEReG-Abfrage zu Beginn einer neuen Geschäftsbeziehung



Supra-Nationale Risikoanalyse EU
(27.10.2022) und nationale Risikoanalyse
• Auswirkungen der COVID-19 Pandemie - Durch die neuen Gegebenheiten hat sich das Geldwäscherisiko in vielen

Wirtschaftszweigen und Geschäftsbereichen erhöht. Zu diesen Risiken gehören:

• Veruntreuung und Betrug mit Mitteln (Fördermissbrauch), die als finanzielle Maßnahmen zum Schutz der Volkswirtschaften vor
den Auswirkungen der Pandemie gewährt wurden, oder mit anderen öffentlichen Mitteln, die im Zusammenhang mit der Pandemie
gewährt wurden,

• Übernahme von Unternehmen, die sich in finanziellen Schwierigkeiten befinden, durch Akteure mit unlauteren Absichten
und kriminelle Vereinigungen,

• mehr Möglichkeiten für kriminelle Gruppen, Einnahmen aus dem Verkauf nicht zugelassener medizinischer Geräte und illegaler
Arzneimittel und Impfstoffe – auch an Regierungen – zu erzielen,

• Cyberkriminalität, die unter Ausnutzung der zunehmenden Zahl von Online-Einkäufen begangen wird, auch durch die
Verwendung betrügerischer Identitäten und

• Korruption von Beamten bei der Ergreifung von Sofortmaßnahmen, z. B. bei der Bestellung bestimmter medizinischer Güter, und die
damit verbundene Vereinfachung der Vergabevorschriften.

• Russische Angriffskrieg gegen die Ukraine

• ordnungsgemäße Umsetzung der restriktiven EU-Maßnahmen zum Einfrieren von Vermögenswerten erfordert auch die wirksame
Durchsetzung der Vorschriften zum wirtschaftlichen Eigentum und Vernetzung verschiedener Register (Register der
wirtschaftlichen Eigentümer, Unternehmensregister, Grundbücher)

• Vermögenswerte von Oligarchen sind schwer aufzufinden, da die Eigentumsverhältnisse oft durch komplexe Rechtsstrukturen über
verschiedene Rechtsordnungen hinweg verschleiert werden.



Supra-Nationale Risikoanalyse EU
(27.10.2022) und nationale Risikoanalyse
• Grundsätzliche Anmerkung (KSW-Info)

• Weder die GW-RL, noch das in diesem Zusammenhang geltende nationale Recht bieten eine Rechtsgrundlage dafür, im

Rahmen der Aufsicht über die Einhaltung von Verpflichtungen zur Verhinderung der Geldwäsche und der

Terrorismusfinanzierung die Umsetzung oder Durchsetzung von Sanktionen zu überwachen oder zu verstärken.

• Verstärkte Sorgfaltspflichten

• können ua dann angezeigt sein, wenn es einen Bezugspunkt zu Ländern gibt, gegen die beispielsweise die Europäische Union

oder die Vereinten Nationen Sanktionen, Embargos oder ähnliche Maßnahmen verhängt hat/haben

• Newsletter der KSW vom 10. März 2022 - Empfehlung

• Prüfung bestehender Geschäftsbeziehungen (Auftragsverhältnisse) auf Verbindungen zu von den Sanktionen betroffenen

Ländern;

• Beachtung derartiger Verbindungen bei Annahme neuer Aufträge;

• Anpassung des Risikoprofils bei bestehenden Geschäftsbeziehungen mit Verbindungen zu Russland und bei

Annahme eines erhöhten Risikos Anwendung verstärkter Sorgfaltspflichten (vgl. § 94 WTBG, § 3 KSW-GWPRL).



Supra-Nationale Risikoanalyse EU
(27.10.2022) und nationale Risikoanalyse
• Non-financial Sector (Dienstleistungen)

• Mitwirkung an der Verwaltung der komplizierten Rechtsverhältnisse und der Unternehmen und Rechtsvereinbarungen,

einschließlich der Mantel- und Offshore-Gesellschaften

• Schwachstellen im Bereich des wirtschaftlichen Eigentums stellen auch weiterhin eine erhebliche Bedrohung für das

Finanzsystem dar

• Unterschiede in der Anwendung der risikobasierten Aufsicht geringe Anzahl von Meldungen verdächtiger Transaktionen

oder Aktivitäten deutet darauf hin, dass Verdachtsfälle nicht wirksam aufgedeckt und gemeldet werden



Supra-Nationale Risikoanalyse EU
(27.10.2022) und nationale Risikoanalyse
• Nationale Risikoanalyse (2021) – Sektorrisikoanalyse Wirtschaftstreuhänder

• indirekte „Beobachterrolle“ zu, da sie nur selten direkt an Finanztransaktionen beteiligt sind. Eine direkte Rolle bei
Finanztransaktionen kommt ihnen dabei größtenteils nur bei der Übernahme von Treuhandschaften zu, was jedoch nicht zur
Kerntätigkeit dieser Berufsgruppen zählt.

• ABER detaillierte Einblicke in die Strukturen und Finanzen ihrer Klienten durch die Tätigkeiten und Dienstleistungen.

• Möglichkeit sich ein Bild über die Herkunft der Einnahmen sowie der wirtschaftlich Berechtigten zu verschaffen und
eventuell etwaige Auffälligkeiten zu erkennen.

• Die Berufsberechtigten könnten unabsichtlich an der Geldwäsche der organisierten Kriminalität beteiligt sein, können jedoch
auch bei der Erfüllung ihrer Sorgfaltspflichten gegenüber solchem Kunden vorsätzlich oder fahrlässig die gesetzlichen
Bestimmungen ignorieren.

• Die größten Bedrohungen bestehen grundsätzlich bei Steuersachverhalten mit Offshorebezug, Abwicklung von
Transaktionen in bar sowie virtueller Währung/Kryptoassets.

• Ausgehend von den zusammengefassten Szenarien der SNRA, die eine signifikante Bedrohung nahelegen, zeigen die
aktuellen nationalen Daten, dass im Dienstleistungssektor der Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung aufgrund der
nationalen Daten und Statistiken, wohl jedenfalls von keiner signifikanten Bedrohung auszugehen ist.

• Das Gesamtrisiko der Sektoren Steuerberatung und Wirtschaftsprüfung wird mit gering bis mittel eingestuft.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Betrugsgeschehen verlagert sich immer weiter in die Onlinewelt

 Eigener Schwerpunkt auf Prävention und Verfolgung von Betrugskriminalität

• Kooperationen mit Partner aus der Privatwirtschaft (Finanzmarktsektor)

 Die in den Jahren der Corona-Pandemie rasant gewachsene Schwarzarbeit im Bausektor ist äußerst kapitalintensiv. Der

enorme Bedarf an Bargeld zur Bezahlung der Schwarzarbeitenden machte einen verstärkten

Informationsaustausch mit Banken nötig. Sie sollten dadurch Scheinunternehmen innerhalb ihrer Kundschaft rascher

erkennen und melden können.

• Analysen der Geldwäschemeldestelle zeigen, dass Onlinebetrug, Sozialmissbrauch und Abgabenhinterziehung

in Form von Scheinunternehmen immer häufiger als Vortaten zur Geldwäscherei auftreten.

• Als besonders risikobehaftete Berufsgruppen gelten etwa Banken und andere Dienstleister am Finanzmarkt,

Wirtschaftstreuhand-, Bilanzbuchhaltungs- und rechtsberatende Berufe, Immobilienmaklerinnen und

Immobilienmakler sowie Dienstleistende in Bezug auf virtuelle Währungen, umgangssprachlich auch

„Exchanger“ genannt.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Behörden sind zur Informationsweitergabe an die A-FIU verpflichtet, wenn ihnen Sachverhalte

unterkommen, die in Zusammenhang mit Geldwäscherei oder Terrorismusfinanzierung stehen

könnten.

2021: 22

2021: 12



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• In 34 Prozent der Fälle ließ sich trotz Analyse der A-FIU keine Vortat ausmachen, die der

gemeldeten Geldwäscherei vorausgegangen sein könnte.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Unabhängig von bestimmten Verdachtslagen müssen Kreditinstitute gemäß § 16 Abs 3

Finanzmarkt-Geldwäschegesetz (FM-GwG) die A-FIU über die Auszahlung bestimmter

Spareinlagen informieren und zwar, wenn es sich noch um anonyme Sparguthaben handelt,

deren Guthaben 15.000 Euro oder mehr betragen.

• 2022 hat die Geldwäschemeldestelle in 69 Fällen eine vermögensrechtliche Anordnung zur

Sicherstellung von verdächtigen Vermögenswerten angeregt. Der Gesamtwert dieser

Vermögenswerte belief sich auf 2,2 Millionen Euro.

• Bei den bekanntgewordenen und für die Verurteilung der Geldwäscherei notwendigen Vortaten

waren Verstöße gegen das Suchtmittelgesetz, Betrügereien, Diebstähle, Veruntreuung,

Urkunden- und Kridadelikte führend.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Im Berichtsjahr 2022 festgestellten häufigsten Methoden der Geldwäscherei:

 Finanzagenten & Money Mules – Konto wird Kriminellen zur Verfügung gestellt, damit über dieses Geld

transferiert werden kann, über dessen illegale Herkunft die Kontoinhabenden nichts wissen (wollen). Meistens

fehlt Wissentlichkeit, aber es drohen jedenfalls Verwaltungsstrafen bis zu 60.000 Euro wegen gewerblicher

Zahlungsdienstleistung ohne Konzession oder wegen Nichtoffenlegung von Treuhandbeziehungen.

 Kryptowährung: Mixing und Chain-hopping – dient der Verschleierung der Herkunft des inkriminierten

Vermögens. Mixing-Dienste sind Plattformen, die potentiell identifizierbare Kryptowerte unterschiedlichster

Kundinnen und Kunden miteinander vermischen und sodann zeitlich und wertmäßig gestaffelt, ganz nach den

Anforderungen der Kundschaft, wieder auszahlen. Trotz der Transparenz der Blockchain ist somit nicht

nachvollziehbar, wer die tatsächlich wirtschaftlich Berechtigten an den Kryptowerten sind. Chain-hopping ist

der rasche Wechsel von Kryptowerten in andere Kryptowährungen.

 Ukrainekonflikt – aufgrund der Kriegswirren lässt sich überzeugend behaupten, dass die Nachweise über

die legale Herkunft der eingeführten Vermögenswerte verschollen sind.

 Sanktionsumgehung durch Weißrussland – erhöhte Finanzströme von Weißrussland in den Euro-Raum

und wieder retour nach Weißrussland.

 Abgabenhinterziehung und Scheinunternehmen – Trend zur Gründung von Scheinunternehmen hat

sich vor allem im Baugewerbe weiter fortgesetzt. Gemeinsamer Schwerpunkt des Amts für

Betrugsbekämpfung und der A-FIU ist die Aufdeckung und Bekämpfung von Scheinunternehmen

mithilfe der meldeverpflichteten Berufsgruppen, insbesondere der Banken. Volumen der

Barbehebungen wird mit einer Milliarde Euro geschätzt.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Im Berichtsjahr 2022 festgestellten häufigsten Methoden der Geldwäscherei:

 Betrug – Zahl der Verdachtsmeldungen, die über erfolgte Betrugshandlungen berichten, steigen

kontinuierlich. Der überwiegende Teil dieser Meldungen betrifft Bankkundinnen und -kunden, die über das

Internet betrogen worden sind.

• Wirtschaftstreuhand- und Bilanzbuchhaltungsberufe

 Große Verantwortung im Kampf gegen Geldwäscherei tragen auch Berufsberechtigte nach dem

Wirtschaftstreuhandberufs- und dem Bilanzbuchhaltungsgesetz. Sie beraten unter anderem

Kapitalgesellschaften in steuerlichen Angelegenheiten und haben dadurch einen guten Einblick in die

Vorgeschichte und die Vermögensverhältnisse ihrer Klienten. Besonders im Hinblick auf die Problematik der

Scheinunternehmen, meist GmbHs im Baugewerbe, die ausschließlich dazu gegründet werden, um gewinn-

und steuermindernd Bargeld zur Bezahlung von Schwarzarbeitenden auszuleiten, kann diese Berufsgruppe

einen wertvollen Beitrag leisten. Durch den tiefen Einblick in die Vorgeschichte und die

Vermögensverhältnisse der GmbHs können Wirtschaftstreuhand- und Bilanzbuchhaltungsberufe

als Frühwarnsystem bei der Erkennung von Scheinunternehmen fungieren. Aus diesem Grund hat

die A-FIU im Berichtsjahr den Informationsaustausch mit den Aufsichtsbehörden der betroffenen

Berufsgruppen intensiviert und sie mit Warnmeldungen zum Phänomenbereich der Scheinunternehmer

versorgt. Vom Schulungsauftrag und der Aufsicht durch die Berufsvertretungen erhofft sich die

Geldwäschemeldestelle einen Anstieg der Verdachtsmeldungen in diesem Bereich.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Beispiel

• Ein StB erkennt im Rahmen seines Vertragsverhältnisses Anhaltspunkte, dass ein Mandant
über Vermögen aus einer kriminellen Vortat (Geschenkannahme durch Bedienstete) verfügt.
Dieses Vermögen ist als Beratungsentgelt getarnt. Der StB ist mit der Erstellung des
Rechnungswesens, des Jahresabschlusses und der Steuererklärung beauftragt.

• Lösung

• Mandant macht sich zunächst wegen Geschenkannahme durch Bedienstete (§ 309 StGB)
strafbar. Da es sich um eine geeignete Vortat zur Geldwäscherei handelt und die Herkunft des
Vermögens verschleiert wird, sind die Tatbestandsmerkmale der Geldwäscherei erfüllt (§ 165
Abs 1 Z 2 StGB)

• StB kann durch Übernahme der unrichtigen Darstellung in das Rechnungswesen, den
Jahresabschluss und in die Steuererklärung zum (Beitrags)täter der Geldwäscherei werden
(bedingter Vorsatz ausreichend).

• § 165 (1) Z 2 StGB: die wahre Natur, Herkunft, Lage, Verfügung oder Bewegung von Vermögens-
bestandteilen, die aus einer kriminellen Tätigkeit (Abs. 5) herrühren, verheimlicht oder
verschleiert.



Analyse Lagebericht Geldwäsche 
2022 (Oktober 2023)

• Beispiel

• Ein StB berät ein Unternehmen und erstellt die Buchhaltung sowie den Jahresabschluss. Aus

den Unterlagen erkennt der StB ein Geschäft, bei dem er den Verdacht hat, dass es sich um

Bestechlichkeit (§ 304 StGB) handelt. Der Geschäftsfall wurde als sonstiger Ertrag verbucht.

Das Geld aus diesem Geschäftsfall wurde am einzigen Bankkonto des Unternehmens

gutgeschrieben.

• Lösung

• Bei Erfassung als sonstige Erträge erfolgt keine Verschleierungshandlung. Das Konto des

Unternehmens ist jedoch kontaminiert. Der StB macht sich als Geldwäscher strafbar, wenn er

im Wissen um die Umstände dieses Bankkontos dennoch sein Honorar annimmt.

• § 165 (2) StGB: Ebenso ist zu bestrafen, wer Vermögensbestandteile erwirbt, sonst an sich

bringt, besitzt, umwandelt, einem anderen überträgt oder sonst verwendet, wenn er zur Zeit des

Erlangens weiß, dass sie aus einer kriminellen Tätigkeit (Abs. 5) eines anderen herrühren.



Vermögensbestandteil vs
Vermögensvorteil
• Vermögensbestandteile sind

• Vermögenswerte aller Art, ob körperlich oder unkörperlich, beweglich oder unbeweglich, materiell oder immateriell, und Rechtstitel oder
Urkunden in jeder – einschließlich elektronischer oder digitaler – Form, die das Eigentumsrecht oder Rechte an solchen
Vermögenswerten belegen, weiters Einheiten virtueller Währungen und die auf diese entfallenden Wertzuwächse oder durch diese
belegte Rechte

• nicht aber bloße Ersparnisse, wie etwa nicht eingetretene Wertverluste, Forderungsverzichte oder ersparte Aus- und Abgaben

• Vermögensbestandteil vs Vermögensvorteil

• Reiner Steuervorteil (zB Reduzierung der Körperschaftsteuerzahllast), der in der Nichtentrichtung einer Abgabe besteht, wird nicht
durch die Tat erlangt oder für ihre Begehung empfangen.

• Bei einer Gutschrift am Abgabenkonto liegt ein isolierbarer und konkret übertragbarer Vermögensbestandteil vor.

• Vorsteuergutschriften

• Rückzahlung von Steuervorauszahlungen

• Forschungsprämie



Beraterprivileg
• Verdachtsfälle

• Verdacht besteht, wenn "hinreichende tatsächliche Anhaltspunkte die Annahme der Wahrscheinlichkeit des Vorliegens
bestimmter Umstände rechtfertigen, wobei ein Verdacht mehr als eine bloße Vermutung ist. Ein Verdacht kann immer
nur auf Grund von Schlussfolgerungen aus Tatsachen entstehen – aus der Kenntnis von Tatsachen kann nach der
Lebenserfahrung auf ein Vergehen geschlossen werden.„

• Keine detektivische Nachforschungspflicht: solange ein rechtmäßiger Hintergrund durchaus möglich erscheint, muss die
Transaktion oder Geschäftsbeziehung auch nicht weiter hinterfragt werden.

• Geldwäsche braucht eine Vortat, aber man muss nicht alle Vortaten kennen!

• Laienverständnis: nicht alle Tatbestandsmerkmale sind zu kennen, aber es ist mit Hausverstand heranzugehen. Dh. es genügt
das Wissen vom Unwertgehalt der Handlung.



Beraterprivileg
• Auslöser der Meldepflicht (MUSS)

• bei der Ausübung der beruflichen Tätigkeit wird Kenntnis erlangt oder entsteht der Verdacht, dass

• finanzielle Mittel (unabhängig vom Betrag)

• aus einer kriminellen Tätigkeit stammen oder

• mit Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen

• Erwägung einer Verdachtsmeldung (KANN)

• bei einem Auftraggeber kann bezüglich der Sorgfaltspflichten nicht nachgekommen werden:

• die Feststellung und Überprüfung der Identität

• des Auftraggebers oder des wirtschaftlichen Eigentümers

• oder der Bewertung und angemessenen Informationseinholung über Zweck und angestrebte Art der Geschäftsbeziehung

• Meldepflicht trifft Berufsberechtigte – Steuerberater und Wirtschaftsprüfer (Wirtschaftstreuhandberufe)

• als Einzelunternehmer

• als Gesellschafter, Geschäftsführer oder Angestellter einer Steuerberatungs- oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (allenfalls

unter Berücksichtigung innerbetrieblicher Verfahrensabläufe wie z.B. Einschaltung des GWP-Beauftragten)

• nicht z.B. Berufsanwärter



Beraterprivileg
• Keine Verschwiegenheit bei Geldwäscheverdachtsmeldungen

• WT muss von sich aus mittels einer Meldung die Geldwäschemeldestelle umgehend informieren, wenn er bei Ausübung

seiner beruflichen Tätigkeit Kenntnis davon erhält oder den Verdacht hat, dass finanzielle Mittel unabhängig vom

betreffenden Betrag aus kriminellen Tätigkeiten stammen oder mit Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen.

• Geldwäschemeldestelle kann im Rahmen ihrer Aufgaben vom Berufsberechtigten Informationen zur Verhinderung,

Aufdeckung und wirksamen Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung anfordern, einholen und nutzen,

selbst wenn keine vorherige Meldung erstattet wurde.

• ACHTUNG: Beraterprivileg beachten!

• Transaktionen, von denen WT wissen oder vermuten, dass sie mit finanziellen Mitteln aus kriminellen Tätigkeiten oder

Terrorismusfinanzierung in Verbindung stehen, erst dann durchführen, wenn die Geldwäscheverdachtsmeldung

abgeschlossen ist.

• ACHTUNG: Geldwäschemeldestelle ist nicht berechtigt, Berufsberechtigten Anweisungen zu einem Verhalten zu geben,

das einem strafrechtlichen Tatbestand entspricht.

• Melde- und Auskunftspflicht besteht nur gegenüber der Geldwäschemeldestelle, aber nicht gegenüber anderen Behörden

bzw. Gerichten.



Beraterprivileg
• “Beraterprivileg” (§ 96 Abs 9 WTBG), wenn es sich um Informationen handelt, die

1. WT von einem oder über einen ihrer Auftraggeber im Rahmen der Beurteilung der Rechtslage für diesen

erhalten oder erlangen oder

2. WT im Rahmen ihrer Tätigkeit als Verteidiger oder Vertreter dieses Auftraggebers in einem Gerichts- oder

sonstigem behördlichen Verfahren erhalten oder erlangen oder

3. WT betreffend ein solches Verfahren, einschließlich einer Beratung über das Betreiben oder Vermeiden eines

derartigen Verfahrens, erhalten oder erlangen,

• ACHTUNG: egal ob vor oder nach bzw. während eines derartigen Verfahrens

• ACHTUNG: Meldepflicht bleibt beim Wissen, dass der Auftraggeber die Rechtsberatung bewusst für den

Zweck der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung in Anspruch nimmt, aufrecht.



Beraterprivileg
• ACHTUNG: Entschlagungsrecht (-pflicht)

• § 157 Abs 1 Z 2 StPO: Zur Verweigerung der Aussage sind berechtigt, Verteidiger, Rechtsanwälte, Patentanwälte, Verfahrensanwälte in

Untersuchungsausschüssen des Nationalrats, Notare und Wirtschaftstreuhänder (inkl. Hilfskräfte) über das, was ihnen in dieser

Eigenschaft bekannt geworden ist.

• § 104 Abs 2 FinStrG: Die zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Personen und ihre Hilfskräfte können die Zeugenaussage auch

darüber verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Vertreter der Partei über diese zur Kenntnis gelangt ist.

• Im guten Glauben an die Geldwäschemeldestelle gegebene Informationen zieht für den Berufsberechtigten oder seine

Angestellten keinerlei Haftung nach sich, und zwar auch nicht in Fällen, in denen ihnen die zugrunde liegende

kriminelle Tätigkeit oder die in Verbindung stehende Terrorismusfinanzierung nicht genau bekannt war, und

unabhängig davon, ob tatsächlich eine rechtswidrige Handlung begangen wurde.

• Angestellten, die innerhalb des Unternehmens des Berufsberechtigten oder gegenüber der Geldwäschemeldestelle

einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung melden, dürfen deswegen weder

• benachteiligt, insbesondere nicht beim Entgelt, beim beruflichen Aufstieg, bei Maßnahmen der Aus- und Weiterbildung, bei der

Versetzung oder bei der Beendigung des Arbeitsverhältnisses, oder

• nach strafrechtlichen Vorschriften verantwortlich gemacht werden,

• es sei denn, die Meldung ist vorsätzlich unwahr abgegeben worden.



Checklistenanalyse
• Handbuch für Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierung-Compliance (überarbeitet Stand 09/2021)

1. Kurzinformation Geldwäscherei (M1)

2. Information zu den Compliance-Pflichten (M2)

3. Beispielfälle (M3)

4. Arbeitsbehelf zur Erstellung eines Kanzleihandbuchs (M4)

5. Checkliste Identifizierung (sowie Merkblatt)

✓ Checkliste Identifizierung Auftraggeber (M5-1)

✓ Merkblatt Identifizierung Auftraggeber (M5-2)

6. Checkliste Risikoerhebung (sowie Merkblatt)

✓ Checkliste Risikoerhebung/Riskobeurteilung (M6-1)

✓ Merkblatt Risikoerhebung/Riskobeurteilung (M6-2)

7. Leitlinie zur Erstellung einer Kanzlei-Risikoanalyse (M7)

8. Information zu Verdachtsmeldungen (M8)

9. Kurzinformation zur Nachschau (sowie Stellungnahme zur Vorgehensweise bei der Prüfung der Vorkehrungen zur

Einhaltung der Bestimmungen zur Verhinderung der GW/TF)

✓ Kurzinformation zur „Nachschau beim Berufsberechtigten“ (M9-1)

✓ KFS/PE 30 (M9-2)

10. Rechtliche Grundlagen

✓ Gesetzliche Grundlagen (WTBG, KSW-GWPRL, WiEReG) (M10-1)

✓ Liste der Vortaten des § 165 StGB (M10-2)

✓ EU-GW-RL (M10-3)



Checkliste Identifizierung

• Zu identifizieren ist grundsätzlich immer. Ausnahme: wenn bereits identifiziert oder keine Begründung einer Geschäftsbeziehung.

• Steht für die Feststellung und Überprüfung der Identität einer natürlichen Person ein aktueller amtlicher Lichtbildausweis zur Verfügung, ist die Einholung
von weiteren Dokumenten, Daten und Informationen nicht erforderlich, sofern der Berufsberechtigte alleine daraus die Identität des Auftraggebers feststellen
und überprüfen kann.

• Online-Identifikation ist möglich.

A.  Identifizierung nicht erforderlich (z.B. bereits identifiziert, kostenlose Erstberatung)  

 

B. Natürliche Person als Auftraggeber 

1. Identifizierung Auftraggeber, insb. durch folgende Maßnahmen: 

a) persönlich anwesend: Anfertigung einer Kopie eines aktuellen amtlichen 
Lichtbildausweises (z.B. Reisepass, Personalausweis, Führerschein) des 
Auftraggebers  

b) nicht persönlich anwesend: Ausweiskopie des Auftraggebers, welche von einer 
Gewährsperson (z.B. Behörde, Rechtsanwalt, Notar, Bank, StB, WP) bestätigt und 
übermittelt wird  

c) bei geringem Risiko: Name und Geburtsdatum des Auftraggebers und Überprüfung 
durch Auskünfte/Informationen aus glaubwürdiger Quelle 

 

 

 

 

2. PEP-Prüfung (z.B. Datenbankabfrage)  

3. Gegebenenfalls Identifizierung des Vertreters eines Auftraggebers und Vergewisserung 
über das Vorliegen einer aufrechten Vertretungsbefugnis 

 

 

Bei geringem Risiko können der Name und

das Geburtsdatum des Auftraggebers bzw. der

vertretungsbefugten natürlichen Person

festgestellt und die Überprüfung durch

Auskünfte/Informationen aus glaubwürdiger

Quelle vorgenommen werden.

Ein geringes Risiko der Geldwäsche und der

Terrorismusfinanzierung kann insbesondere

dann angenommen werden, wenn der

Auftraggeber und bei juristischen Personen

oder Personengesellschaften auch die

vertretungsbefugten Personen dem Berufs-

berechtigten seit längerer Zeit persönlich

bekannt sind.



Checkliste Identifizierung

• Identität des Auftraggebers kann auf risikobasierter Basis auch anhand einer der folgenden Dokumente oder Identifizierungsmittel überprüft werden:

• die erste Zahlung über ein Konto des Auftraggebers eines anerkannten Kreditinstituts abgewickelt wird.

• die Abgabe der rechtsgeschäftliche Erklärung des Auftraggebers in Form einer qualifizierten elektronischen Signatur gemäß Art 3 Z 12 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014, sofern der
Berufsberechtigte eine Validierung der qualifizierten elektronischen Signatur nach Artikel 32 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 vornimmt.

• NEU: Feststellung und Überprüfung der Identität jener vertretungsbefugten Personen, die gegenüber dem Berufsberechtigten auftreten. Die Identität der
übrigen vertretungsbefugten Personen ist auf risikoorientierter Grundlage zu überprüfen.

C. Gesellschaft oder Stiftung (u. ähnliche Rechtsvereinbarungen) als Auftraggeber 

1. Anfertigung einer Kopie aktueller Registerauszug des Auftraggebers (z.B. 
Firmenbuchauszug) oder von einer Gewährsperson (z.B. Behörde, Rechtsanwalt, 
Notar, Bank, StB, WP) übermittelte und bestätigte Kopie eines Registerauszuges des 
Auftraggebers 

 

2. Identifizierung vertretungsbefugter natürlicher Personen, die gegenüber dem 
Berufsberechtigten rechtsgeschäftlich auftreten (Vertreter), insb. durch folgende 
Maßnahmen 

a) persönlich anwesend: Anfertigung einer Kopie eines aktuellen amtlichen 
Lichtbildausweises (Reisepass, Personalausweis, Führerschein) des Vertreters  

b) nicht persönlich anwesend: Ausweiskopie des Vertreters, welche von einer 
Gewährsperson (z.B. Behörde, Rechtsanwalt, Notar, Bank, StB, WP) bestätigt und 
übermittelt wird 

c) bei geringem Risiko: Name und Geburtsdatum des Vertreters und Überprüfung 
durch Auskünfte/Informationen aus glaubwürdiger Quelle 

 

 

 

 

3. Vergewisserung über Vorliegen einer aufrechten Vertretungsbefugnis des Vertreters  

4. Dokumentation der Eigentums- und Kontrollstruktur des Auftraggebers  

 

Bei Gesellschaften (juristische Person oder

Personengesellschaft), Stiftungen oder

sonstigen Rechtsvereinbarungen als Auftraggeber ist die

Identifizierungspflicht jedenfalls erfüllt bei Überprüfung

mittels aktuellem Registerauszug (z.B. Firmenbuch-,

Compass-, Zentraler Vereinsregister- oder WiEReG-

Auszug).

Ziel der auf risikobasierter Weise zu ergreifenden

Maßnahmen ist es zu verstehen, von wem und auf welche

Art und in welchem Umfang das wirtschaftliche

Eigentum vermittelt wird.

Bei Rechtsträgern, die eine ausschließlich inländische

Beteiligungsstruktur aufweisen, kann die relevante

Beteiligungsstruktur daher anhand eines erweiterten

Auszuges aus dem Register der wirtschaftlichen

Eigentümer ermittelt werden. Bei geringem Risiko

kann auch mit einer Selbstauskunft das Auslangen

gefunden werden.



Checkliste Identifizierung

• PEP-Prüfung

• Angemessene Risikomanagementsysteme (risikobasierte Verfahren) zur Feststellung, ob ein Auftraggeber oder ein wirtschaftlicher

Eigentümer eines Auftraggebers ein PEP ist, anwenden.

• Sorgfalt im Rahmen der Identifizierung wird durch eine Datenbankabfrage (z.B. kdmatchTM) entsprochen, sofern zum Ergebnis der

Datenbankabfrage keine abweichenden Anhaltspunkte bestehen.

• Vertretungsverhältnis

• Wenn für den Auftraggeber ein Vertreter handelt, ist zusätzlich (neben der Identifizierung des Auftraggebers) die

Identität des Vertreters festzustellen und zu überprüfen.

• Aufrechte Vertretungsbefugnis überprüfen.

D. Wirtschaftlicher Eigentümer des Auftraggebers  

1. Ausnahme: börsennotiertes Unternehmen  

2. a) Einsicht in das Register der wirtschaftlichen Eigentümer und Register-Auszug (bei 
neuer Geschäftsbeziehung) 

b) Feststellung der Identität der wirtschaftlichen Eigentümer und Überprüfung der 
Identität durch angemessene Maßnahmen (z.B. Abfrage gem. § 9 Abs 5 WiEReG) 

 

 

 

3. PEP-Prüfung (z.B. Datenbankabfrage)  

 

Ist der ermittelte wirtschaftliche Eigentümer ein

Angehöriger der Führungsebene im Sinne des § 2 Abs 1

lit b WiEReG (sog subsidiäre Meldung), sind zudem

Aufzeichnungen über die ergriffenen Maßnahmen und

über etwaige während des Überprüfungsvorgangs

aufgetretene Schwierigkeiten zu führen.

Überprüfung der Identität des wirtschaftlichen

Eigentümers ist unter Ergreifung angemessener (damit

risikobasierter) Maßnahmen vorzunehmen.

Erkenntnisquellen für die Überprüfung des

wirtschaftlichen Eigentümers stellen insbesondere

öffentlich zugängliche Registerauszüge und nicht

öffentliche Urkunden (z.B. Gesellschaftsverträge) dar.



Checkliste Risikoerhebung

• Pflicht zur Geldwäscheverdachtsmeldung prüfen.

A. Geldwäscheverdachtskriterien 

1. Bestehen konkrete Anzeichen dafür, dass der Auftraggeber über 

Vermögensgegenstände aus einer kriminellen Tätigkeit verfügt? 

 

 ja 

 

 nein 

2.  Bestehen konkrete Anzeichen dafür, dass der Auftraggeber oder 

finanzielle Mittel mit einer terroristischen Vereinigung in Verbindung 

stehen? 

 

 ja 

 

 nein 

 



Checkliste Risikoerhebung

• bei allen komplexen oder ungewöhnlich großen Transaktionen oder ungewöhnlichen Transaktionsmustern oder
Transaktionen ohne offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck,

• bei Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen, an denen Drittländer mit hohem Risiko beteiligt sind

• in allen von der Kammer der Wirtschaftstreuhänder gemäß § 94 Abs 4 WTBG festgelegten Fällen (derzeit keine Fälle
festgelegt),

• bei Transaktionen mit oder Geschäftsbeziehungen zu politisch exponierten Personen,ihren Familienangehörigen und
politisch exponierten Personen bekanntermaßen nahestehenden Personen, und

• in anderen Fällen mit höheren Risiken, die der Berufsberechtigte ermittelt hat.

B. Verstärkte Sorgfaltspflichten 

1. Sind bei der Geschäftsbeziehung oder an der Transaktion Drittländer mit 

hohem Risiko beteiligt? 

 ja  nein 

2. Ist der Auftraggeber oder ein wirtschaftlicher Eigentümer als politisch 

exponierte Person (PEP) zu qualifizieren? 

 ja  nein 

3. Liegen eine ungewöhnlich große oder komplexe Transaktion, ein 

ungewöhnliches Transaktionsmuster oder Transaktionen ohne 

offensichtlichen wirtschaftlichen oder rechtmäßigen Zweck vor? 

 ja  nein 

 

Zustimmung der Führungsebene zur Schaffung

oder Weiterführung der Geschäftsbeziehung

einholen.

Geschäftsbeziehung ist verstärkt kontinuierlich

zu überwachen durch häufigere und engeren

Intervallen unterliegende Kontrollen sowie durch

die Auswahl von Transaktionsmustern, die einer

weiteren Prüfung bedürfen.



Checkliste Risikoerhebung

• Bei Geschäftsbeziehungen oder Transaktionen, an denen Drittländer mit hohem Risiko beteiligt sind, sind stets erhöhte Sorgfaltspflichten
wahrzunehmen.

• Aus der Gefährdung einer Branche allein ergibt sich noch nicht unmittelbar der Geldwäscheverdacht. Erforderlich ist aber aufgrund dieses
abstrakten Risikokriteriums eine erhöhte Aufmerksamkeit. Treten keine weiteren Risikofaktoren hinzu, ist allein deswegen noch kein
erhöhtes Risiko anzunehmen. Von einem geringen Risiko wird man aber im Regelfall nicht mehr ausgehen können.

• Anzeichen für ein erhöhtes Risiko aus dem Verhalten des Auftraggebers sind u.a.:

• falsche, mehrdeutige oder irreführende Angaben oder Verweigerung von Angaben ohne plausiblen Grund

• Zeitdruck hinsichtlich der Durchführung der beauftragten Leistung ohne plausiblen Grund

• laufendes Ermittlungsverfahren gegen den Mandanten wegen einer gerichtlichen Straftat

• häufiger Wechsel des Berufsberechtigten ohne nachvollziehbaren Grund

C. Risikokriterien 

1. Auftraggeberrisiko 

a)  Liegen geografische Risikofaktoren vor? 

b)  Liegen branchen- oder personenbezogene Verdachtsmomente vor? 

c)  Liegen verhaltensbezogene Risiken vor? 

 

 ja 

 ja 

 ja 

 

 nein 

 nein 

 nein 

2. Weist der Auftrag oder die begehrte Dienstleistung geschäftsbezogene 

Risiken oder Verdachtsmomente auf? 

 

 ja 

 

 nein 

3. Liegen in der Sphäre des Berufsberechtigten Anhaltspunkte vor, die eine 

ordnungsgemäße Auftragsbearbeitung in Zweifel ziehen könnten? 

 

 ja 

 

 nein 

 



Checkliste Risikoerhebung

• Ein geringes Risiko ist zu begründen (z.B. anhand von Risikofaktoren, die gegenständlich für ein geringes Risiko

sprechen) Werden die für einen konkreten Auftraggeber durchgeführten Tätigkeiten im Rahmen der Kanzlei-

Risikoanalyse als solche mit geringem Risiko eingestuft und sprechen keine Risikokriterien dagegen, kann von einem

geringen Risiko ausgegangen werden. Bei geringem Risiko können vereinfachte Sorgfaltspflichten gegenüber dem

Auftraggeber angewendet werden. Eine regelmäßige Risikoevaluierung ist aber vorzunehmen.

• Vereinfachte Sorgfaltspflichten bedeutet insbesondere:

• Überprüfung der Auftraggeberdaten muss nicht zwingend mit Lichtbildausweis erfolgen, sondern kann auch durch eine andere

glaubwürdige Quelle bestätigt werden,

• Überprüfung der Identität des Auftraggebers und des wirtschaftlichen Eigentümers kann während der Begründung einer

Geschäftsbeziehung abgeschlossen werden, wenn dies notwendig ist, um den normalen Geschäftsablauf nicht zu unterbrechen. In diesem

Fall sind die betreffenden Verfahren so bald wie möglich nach dem ersten Kontakt abzuschließen.

• Die regelmäßige Risikoevaluierung erscheint bei geringem Risiko und keinen anlassfallbezogenen Risiken in einem Intervall von 3 Jahren

als angemessen.

Risikogesamteinschätzung 

gering 

zu begründen 

Normalfall hoch 

„ja“ bei A, B oder Restzweifel 

bei C 

Verdachtsmeldung 

   

 

 

 



Aktueller Stand Aufsicht gem. 
WTBG 2017
• Bewusste Wahl der KSW als zuständige Behörde iSd Art 48 der Geldwäsche-RL

• Risikobasierte Prüfung der Geldwäschepräventionsmaßnahmen bei den Berufsberechtigten.

 Einschließlich der Nachschau im Betrieb der Berufsberechtigten – hat durch Experten gem § 103 WTB 2017 zu erfolgen.

• Aufsicht umfasst alle Berufsberechtigten, die ihren Beruf selbständig im eigenen Namen und auf eigene

Rechnung ausüben.

 Schwierig bei „fehlerhaften“ Umsatzmeldungen

 Probleme bei Steuerberatern auf Werkvertragsbasis (für eine Kanzlei)

• Anlassunabhängige (nach risikobasiertem Ansatz) aber auch anlassbezogene Prüfungen sind möglich

 Berufsberechtigte müssen auf Verlangen alle Auskünfte erteilen und Unterlagen vorlegen

 Die mit der Prüfung befassten Personen sind berechtigt, die Geschäftsräume der Berufsberechtigten innerhalb der üblichen

Geschäftszeiten der Berufsberechtigten zu betreten

• Erforderlichen Entscheidungen trifft der Ausschuss für die Aufsicht



Erfahrung aus On-Site-Prüfungen
• Kanzleirisikoanalyse

• vorhanden und vollständig (nach dem Muster)

• Verständnis fraglich

• Kanzleileitfaden

• Vorhanden (für die Nachschau?) nach dem Muster der KSW (nur Logo?)

• Verständnis und Kenntnisnahme durch Mitarbeiter fraglich

• Mitarbeiterbestimmungen

• Prüfung bei Einstellung teilweise nicht vorhanden

• Schulung bei Einstellung: nur teilweise vorhanden (nachweislich vertraut machen?)

• Laufende Schulung: lt. Aussagen überwiegend ja, aber Problem mit Nachweis, Teilnehmerkreis (wer und Krankheiten)

• Hinweisgebersystem: Info an Mitarbeiter teilweise (relevante Mitarbeiter), Postkasten (?)



Erfahrung aus On-Site-Prüfungen
• Kundenannahmeprozess

• Verständnis Eigentums- und Kontrollstruktur (Ausland fraglich)

• PEP-Überprüfung (teilweise, Konsequenz?)

• Risikoprofil?

• WiEReG

• Beobachtung laufende Geschäftsbeziehung

• Aktualität der Daten über Kunden ist vorhanden

• Aktualität der Risikoeinstufung und Auswirkung: fraglich

• Nur zeitliche Komponente

• Meldeverpflichtungen

• Bisher keine Meldungen bzw. Meldeverpflichtungen festgestellt



Erfahrung aus On-Site-Prüfungen
• Kundenannahmeprozess

• Verständnis Eigentums- und Kontrollstruktur (Ausland fraglich)

• PEP-Überprüfung (teilweise, Konsequenz?)

• Risikoprofil?

• WiEReG

• Beobachtung laufende Geschäftsbeziehung

• Aktualität der Daten über Kunden ist vorhanden

• Aktualität der Risikoeinstufung und Auswirkung: fraglich

• Nur zeitliche Komponente

• Meldeverpflichtungen

• Bisher keine Meldungen bzw. Meldeverpflichtungen festgestellt



Wirtschaftlicher Eigentümer 
(WiEReG)
• Zeitliche Maßnahmen - § 91 Abs 4 WTBG 2017

(4) Zu Beginn einer neuen Geschäftsbeziehung mit einem Rechtsträger gemäß § 1 WiEReG haben die Berufsberechtigten einen Auszug aus dem

Register der wirtschaftlichen Eigentümer gemäß § 9 oder § 10 WiEReG als Nachweis der Registrierung der wirtschaftlichen Eigentümer einzuholen. Zu

Beginn einer neuen Geschäftsbeziehung mit einer Gesellschaft, einem Trust, einer Stiftung, einer mit einer Stiftung vergleichbaren juristischen Person

oder mit einer trustähnlichen Rechtsvereinbarung mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat oder in einem Drittland, die mit einem Rechtsträger

im Sinne des § 1 WiEReG vergleichbar sind, haben die Berufsberechtigten einen Nachweis der Registrierung oder einen Auszug einzuholen, sofern

dessen wirtschaftliche Eigentümer in einem den Anforderungen der Art. 30 oder 31 der Geldwäsche-RL entsprechendem Register registriert werden

müssen und es den Berufsberechtigten nach dem Recht des betreffenden anderen Mitgliedstaats oder des Drittlandes möglich ist, einen

solchen Nachweis zu erhalten.

• Österreich: WiEReG: erweiterten Auszug abfragen

• EU: https://www.gtai.de/de/trade/eu/recht/register-der-wirtschaftlichen-eigentuemer-in-europa-215440

• zB Deutschland: beim Register anmelden und sich eine Bescheinigung der KSW holen, dass man Verpflichteter gem. EU-RL ist.

• Drittland:

• aktuell Großbritannien, eventuell noch Lichtenstein.

• USA und Schweiz arbeiten daran.

https://www.gtai.de/de/trade/eu/recht/register-der-wirtschaftlichen-eigentuemer-in-europa-215440


Präsentation von WP/STB Mag. Stephan Schlager

office@schlager-compliance.com

Online Geldwäschepräventionsseminare für Mitarbeiter ab Juni 2024 unter:

www.schlager-compliance.at

mailto:office@schlager-compliance.com
http://www.schlager-compliance.at/

